
Der Fall: „Wir haben keine Zeit, die Pensionsreform, die 1995 und 1996 [...] angedacht worden ist, weiterhin auf die lange Bank zu schieben.“ Mit diesen Worten ver-
teidigte der damalige Sozialminister im Jahr 2003 die Pensionsreform im Parlament. 2016 lautete der nüchterne Befund des damaligen Finanzministers: „1971
waren die Österreicher im Schnitt acht Jahre in Pension, 2011 schon 22 Jahre. Da muss ich kein ausgebildeter Versicherungsmathematiker sein, um mir auszurech-
nen, dass sich das irgendwann nicht mehr ausgehen wird.“ Heuer war es wieder einmal so weit, die „größte Pensionsreform der vergangenen 20 Jahre“ wurde auf den
Weg gebracht, die Einführung einer Teilpension und ein ganzes Bündel an weiteren Maßnahmen sollen das Pensionssystem langfristig absichern. Aber kann sich
wirklich jeder darauf verlassen, im Alter abgesichert zu sein? Wie sieht die Lebensrealität nach einer Scheidung aus und wo besteht noch Reformbedarf?
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„Macht mich Care-Arbeit im Alter arm?“
Lebensfragen. Zwei Anwälte, zwei Ansichten, eine Rechtslage: Das Wiener Duo erzählt Geschichten aus seiner Ehe,

beantwortet Fragen, die uns im Alltag beschäftigen, erklärt, was vor Gericht zählt – und wie er oder sie die Causa sehen.

Recht kompliziert

Von Mag. Carmen Thornton & Mag. Johannes Kautz

Nach der Scheidung wird das gemein-
sam erwirtschaftete Vermögen aufge-
teilt.Wer denHaushalt führt oder we-

niger verdient, profitiert also von Ersparnis-
sen, die aus dem Einkommen des anderen
stammen. Der Gedanke dahinter: In einer
Ehe leisten beide ihren Beitrag und unbe-
zahlte Arbeit ist gleich viel wert wie bezahlte
Erwerbstätigkeit.

Doch wenn es um die Altersvorsorge
geht, gilt dieser Grundsatz plötzlich nicht
mehr. Wer berufstätig ist, erwirbt zusätzlich
zum Einkommen auch Pensionsgutschriften
und spart so für die Pension an. Für die Care-
Arbeit, die nach wie vor überwiegend von
Frauen verrichtet wird, gilt das nur bedingt.
Zwar werden demjenigen, der die Kinder
überwiegend betreut, pro Kind bis zu 4 Jahre
auf dem Pensionskonto gutgeschrieben,
doch das reicht nicht ansatzweise aus, um
den späteren Pensionsverlust auszugleichen.
Zuerst Karenz und dann mehrere Jahre in
Teilzeit, diesen Rückstand kann man bis zur
Pension einfach nichtmehr aufholen.

Das unterschiedliche Pensionsalter ver-
schärft das Problem, weil Frauen dadurch
weniger Beitragsjahre erwerben. Die böse
Überraschung kommt dann spätestens mit
dem Pensionsbescheid. Denn im Durch-
schnitt bekommen Frauen brutto um rund
40 Prozent weniger Pension als Männer. Vor
allem Alleinerzieherinnen landen oft in der
Teilzeitfalle und müssen sich im Alter mit
derMindestpension begnügen.

Mehr Fairness
Wenn Care-Arbeit tatsächlich gleichwertig
sein soll, müssen bei der Scheidung auch die
während der Ehe erworbenen Gutschriften
auf dem Pensionskonto aufgeteilt werden. In
vielen anderen Ländern ist das auch selbst-
verständlich. Da reicht schon ein Blick über
die Grenze. In Deutschland, der Schweiz und
auch Lichtenstein gibt es einen Versorgungs-
ausgleich. Österreich hinkt hinterher, trotz
der zweithöchsten Teilzeitquote in der EU.
Da auch der nacheheliche Ehegattenunter-
halt grundsätzlich nicht an den tatsächli-
chen Bedarf geknüpft ist, sondern an das

Verschulden, ist eine Versor-
gung nicht garantiert.

Es gibt zwar dieMög-
lichkeit des Pensions-
splittings. Dabei kön-
nen für die ersten
sieben Jahre ab der
Geburt des Kindes,
bei mehreren Kin-
dern für maximal
14 Jahre, bis zu 50
Prozent der Pen-
sionsgutschriften
des erwerbstätigen
Elternteiles an den
Elternteil übertragen
werden, der sich
hauptsächlich um die
Kindererziehung kümmert.

Das Pensionssplitting be-
ruht aber auf Freiwilligkeit und ist
kein adäquater Ersatz für einen gesetzli-
chen Versorgungsausgleich. Bisher konnte
sich der Gesetzgeber nicht einmal zu einem
Opting-out-Modell durchringen, sodass eine
aktive Antragstellung notwendig ist. Da-
durch werden die Elternteile, die für die Kin-
der zu Hause bleiben – und das sind nach
wie vor überwiegend Frauen – in die Posi-
tion von Bittstellern gedrängt.

Lichtblick bei Vorsorgeprodukten
Einen Lichtblick gibt es zumindest bei den
privaten Vorsorgeprodukten wie zum Bei-
spiel Lebensversicherungen. Bisher wurden
Wertanlagen, die typischerweise der Alters-
vorsorge dienen und mit dem Ziel ange-
schafft wurden, die unzureichende staatli-
che Pension aufzustocken, von den Gerich-
ten teilweise von der Aufteilung ausgenom-
men. Dem hat der OGH vor Kurzem einen
Riegel vorgeschoben und klargestellt, dass
private Altersvorsorgeprodukte immer dann
der Aufteilung unterliegen, wenn sie einen
realisierbaren Wert (zum Beispiel einen
Rückkaufswert) haben. Zumindest in den
Fällen, in denen die Ehepartner es sich leis-
ten können, privat vorzusorgen, profitieren
also beide Ehepartner.

In Österreich verlas-
sen sich viele Men-
schen bei der Alters-
versorgung auf die ge-
setzliche Pension.
Manchmal aus der
Not heraus, weil
das Einkommen
schlicht und er-
greifend nicht
ausreicht, um et-
was fürs Alter bei-
seitezulegen.
Doch oft ist der
Grund auch eine
Vollkasko-Mentalität:

Der Staat wird es
schon richten.
Doch trotz aller Beteue-

rungen, dass unsere Pensio-
nen sicher sind, fährt das System

an dieWand. Schon jetztmussmehr als ein
Viertel der Pensionsausgaben aus dem
Staatshaushalt zugeschossen werden. Ten-
denz steigend. Die Pensionswelle bei der Ba-
byboomer-Generation, geänderte Arbeits-
vorstellungen der Generation Z und eine
steigende Lebenserwartung werden unwei-
gerlich dazu führen, dass immer weniger Er-
werbstätige immer mehr Pensionen finan-
zieren müssen – für einen immer längeren
Zeitraum.

Und auchwenn der Staat immer Geld zu-
schießen kann: Finanziert werden diese Zu-
schüsse mit Steuereinnahmen, also haupt-
sächlich von den Erwerbstätigen.

Politik bremst
Doch obwohl eigentlich ein Bremsfallschirm
nötig wäre, um den Crash zu verhindern,
bremst die Politik nur bei den Reformen. Die
aktuellen Maßnahmen sind notwendig und
sinnvoll, doch das faktische Pensionsantritts-
alter steigt in Babyschritten. Die sukzessive
Anhebung des Regelpensionsalters von
Frauen auf 65 Jahre hat im Jahr 2024 begon-
nen. Beschlossen wurde die Angleichung
schon im Jahr 1992 – aufgrund einer Ent-
scheidung des VfGH aus dem Jahr 1990.

Umso wichtiger wird die zweite Säule
des Pensionssystems, die betriebliche Alters-
vorsorge. Dazu zählen nicht nur Firmenpen-
sionen, die direkt vom Arbeitgeber ausbe-
zahlt werden, sondern vor allem Pensions-
kassenzusagen und betriebliche Kollektiv-
und Lebensversicherungen. Hier bezahlt der
Arbeitgeber auf freiwilliger Basis laufend Be-
träge für die Mitarbeiter ein, die dann zu-
sätzlich zur staatlichen Pension eine Firmen-
pension bekommen.

Ein ähnliches und verpflichtendes Sys-
tem gibt es seit 2003 mit der Abfertigung
Neu, bei der alle Arbeitnehmer aus gesetz-
lich vorgeschriebenen Arbeitgeberbeiträgen
ein Abfertigungsguthaben erwerben, das
spätestens bei Pensionsantritt als Einmalbe-
trag ausbezahlt wird. Eine laufende Pension
bekommt man bei der Abfertigung Neu aber
nicht. Die Übertragung des Guthabens in
eine Pensionskasse ist nur möglich, wenn es
im Betrieb bereits eine Pensionskassenrege-
lung gibt. Sinnvoll wäre es, wenn alle Arbeit-
nehmer diese Möglichkeit hätten, um die
Abfertigung in Form einer Zusatzpension zu
bekommen. Das ist auch im Regierungspro-
gramm vorgesehen. Ob den Worten Taten
folgen, bleibt abzuwarten.

Reformbedarf
Auch bei der Aufteilung der Anwartschaften
nach der Scheidung gibt es Reformbedarf.
Bei Pensionskassenzusagen, die aus Beiträ-
gen während der Ehe angespart wurden, hat
der OGH eine Aufteilung abgelehnt, obwohl
die Anwartschaften einenWert haben. Denn
das angesparte Kapital verfällt nach Ablauf
derWartefrist nicht – selbst bei einemWech-
sel des Arbeitsplatzes oder einer Insolvenz
des Arbeitgebers.

Dasselbe gilt für das angesparte Gutha-
ben aus der Abfertigung Neu. Auch solche
Anwartschaften müssten eigentlich aufge-
teilt werden, soweit sie während der Ehe er-
worben wurden. Hier wäre dringend eine
Judikaturwende nötig. Und auch die Politik
könnte durch eine gesetzliche Regelung für
mehr Fairness sorgen. Doch das steht leider
nicht imRegierungsprogramm.
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Care-Arbeit
wird noch

immer
überwiegend
von Frauen
geleistet.
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